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Allgemeine Vertragsbedlngungen für die Ausführung
von Baulejstunaen1) s f-4 ^//?

DIN 1961 — Ausgabe SeptemberflQ^ ^77^^ Aw^f
w} '^]ßTö^

§1 "^ S) yl-
Art und Umfang der Leistung

(1) Die auszufphrende Leistung wird nach Art und Umfang durch den Vertrag
besümmt/AIs Bestandteil des Vertrags. gelten auch .die Allgemeinen
TechniscKen Vertragsbedingungen für Bauleistungen (VOB/CJ._

(2) Bei Widersprüchen im Vertrag getten nacheinander:
1. die Leistungsbeschreibung, o^ fil'es^
2. die Besonderen Vertragsbedingungen, fiy -= /*<4 A-^ ^.<? ^//?

3. etwaige Zusätzliche Vertragsbedingungen, ^y= f^/f^.^ /f/^ W/ ff-
4. etwaige Zusätzliche Technische Vertragsbedtngungen, ^T/^ f8»} /4^ 3 ^
5. die Allgemeinen Technischen Vertragsbedingungen für Bauleistungen, ^ff'j-y
6. die Allgemeinen Vertragsbedfngungen für die Ausführung von Bau-_ ,_ ^
leistungen. . - r «s

(3) Änderunpen des Bauentwurfs anzuordnen, bleibt dem Auftraggeber vor-
behalten. -9 f2/^.^'

(4) Nicht vereinbarte Leistungen, die zur Ausführung der verträglichen
Leistung erforderlicft werden7 hat der Auftragnehmer auf Verlangen des
Auftraggebers mit auszuführen, .außer wenn sein Betrieb auf derartige.
L,eistungen nicht einflenchtet^st^Andere Leistungen können dem Auftrag-
nehmer nur mit seiner Zusümmuhg übertragen werdsn.

-7/^A^
h^\ m /(? = M^ ^ ^^•4 !

^^ A ,^3/3 ^r^^ e^ &^^^
iei^^lC ^ ^w ^ f&^<l ^Mf^ t^- ^'^
^fks^f^v t^e^^w^ ^^ !

•^ h^^.^- /^ /" j^r'^ ^ ^3 ^ AA

^ f^^f /^h^^/^L y& W/^-^^ 7^;
•^^^ f^k Z^i

^ Diese Allgemeinen Geschäftsbedingungen werden durch den DVA ausschließlich zur
Anwendung gsgenübsr Unternehmen, juristischen Personen des öffBntllchan Rechts und
öffentilch-rechtllchen Sondervermögens empföhlen (§ 310 BGB).
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§2
Vergütung

Durch die'vereinbarten Preise werden alle Leistungen ab.Qeaolten, die
l

.^1.^». nach» der I^istungsbeschreibung, der^espnderen Vertragsbedingungen,
r(f. j^U " den^Zusätzlichen Vertrags^edingungen^en Zusätzlichen Technischen

^tWS^ Vertragsbedingungen, den^Mlg^npeinen technischen Vertragsbedingun-
gen für Bauleistungen und der^ewerblichen Verkehrssitte zur vertrag-
lichen Leistung gehören..

f^p (2) Die Vergütung wird nach den verträglichen Einheitspreisen und den tat"
sachlich ausgeführten Leistungen berechnet, wenn keine andere Berech-

nungsart (z. B. durch Pauschalsumme, nach Stundenlohnsätzen, nach
Selbstkosten) vereinbart ist.

A1
r(3^ 1. Weicht die ausgeführte Menge der unter einem Einheitspreis erfass-

€ttfw\ "y^ ten Leistung oder Teilleistung um nicht mehr als 10 v. H. von dem im Ver- (^}^(^;
r</t<Mf traa voraesehenen Umfana ab. so ailt der vertraaliche EinheitsDreis. A, v/ A ^^r</WM^ ^ag vorgesehenen Umfang ab, so gilt der verträgliche Einheitspreis. ^ y ^[

2. Für die über 10 v. H. hinausgehende überschreituna des Mengen-
'^/&^/^M* p ansatzes ist auf Verlangen ein neuer Preis unter BerÜcksichü'gung der

Mehr- oder Minderkosten zu vereinbaren.

3. Bei einer über 10 v. H. hinausgehenden JUnterschreityng des Mengen-
,^^ ansatzes ist auf Verlangen der Einheitspreis für die tatsächlich ausge-

führte Menge der Leistung oder Teilleistung zu erhöhen, soweit der Auf-
tragnehmer nicht durch Erhöhung der Mengen bei anderen Ordnungs-
zahlen (Positionen) oder in anderer Weise einen Ausgleich erhält. Die
Erhöhung des Einheitspreises soll im Wesentlichen dem Mehrbetrag ent-
sprechen, der sich durch Verteilung der Baustelleneinrichtungs- und Bau-
stetlengemeinkosten und der Allgemeinen Geschäftskosten auf die verrin-
gerte Menge ergibt. Die Umsatzsteuer wird entsprechend dem neuen
Preis vergütet.

^ 4. Sind von der unter einem Einheitspreis erfassten Leistung oder Teil-
lelstung andere Leistungen abhängig, für die eine Pauschalsumme ver-
einbart ist, so kann mit der Änderung des Efnheitspreises auch eine an-
gemessene Änderung der Pauschalsumme gefordert werden.

(4) Werden im Vertrag ausbedungene Leistungen des AuftragnehmfiCSLVQm,
/e.l'KUMIkftnf Auftraggeber selbst übernommen (z. B. Lieferung von Bau-, Bauhilfs- und

Betriebsstoffen), so gilt, wenn nichts anderes vereinbart wird, § 8 Absatz 1
Nummer 2 entsprechend. -7> /(S^^

^%

77 fv) r r
Werden durch ÄndeftHig des Bauentwurfs oderanddVAnordnungen des

/{n^</(^f^r Auftraaaeber§ die Grundlagen des Preises für eine tm Vertrag vorge^.
^^. sehen®. Leistun9 geändert, so ist ein neuer Preis unter Berücksichägung

der Mehr- oder Minderkosten zu vereinbaren. Die Vereinbaruna^oiKr
der Ausführung getroffen werden. ' '"'ss^

Ä AA ^ /
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W Hl'C^f: JUUfli-^ffr- = ^ÄrfffCfi^

-9 W^s Zf>% ^'

1. Wird eine im Vertrag nicht vorgesehene Leistung gefordert, sp^bat der
Auffrägnetimer Änsprücti' ä1jfbesohäere^Vergü{uHgfIr1rfiuss'fedocri'; den
Anspruch dem Auftraggeber ankündige^' bevor ^r mifderÄusfütirün^der
Leistung beginnt. ^.^^-

2. Die Vergütung bestimmt sich nach den Grundlagen der Preis-
ermittlung für die verträgliche J^teteno und den besonderen Kosten der
geforderten Leistung. Sie ist (^öglichst^or Beginn der Ausführung zu ver-
einbaren. v-~—-^^cs- l(ei^ fe^fs .

ÄS/^,
<?/"/,

•^fuus^

^jf/f^

fi^^
fö/^f

1. Ist als Vergütung der Leistung eine pauschalsumme] vereinbart, so
bleibt die Vergütung unverändert. Weicht jedoch die ausgeführte Leistung
von der verträglich vorgesehenen Leistung so lieblich ab, dass ein
Festhalten an der Pausäialsumme nicht zumutbäWst (§ 31TBGB), so ist
auf Verlangen ein Ausgleich unter Berücksichtigung der Mö^- oder Min-
derkosten zu gewähren. Für die Bemessung des Ausgleichest von den
Grundlagen der Preisermittlung auszugehen. ^| SSW^ c£tt^K^t'

2. Die Regelungen der Absätze 4, 5 und 6 gelten auch bei Vereinbarunc
^jner Pauschalsumme.

u^ ,(8)f-tWR^

^ ^
ff^e.

[^e^ 3.oo^ -^{•^^^

3. Wenn nichts anderes vereinbart ist, gelten die Nummern 1 und 2 auch
für Pauschalsummen, die für Teile der Leistung vereinbart sind; Absatz 3
Nummer 4 bleibt unberührt. ^.

1. Leistungen, die der Auftragnehmer ohne-Auftraa oder ufifer eigen-
mächtiger Abweichung vom Auftrag ausführt, werden nicht vergütet. Der
ÄuftragnehmeThat sie auf Verlangen innerhalb einer angemessenen Frist
zu beseitigen; sonst kann es auf seine Kosten geschehen. Er haftet au-
ßerdem für andere Schäden, die dem Auftraggeber hieraus ^stehen.

2. Eine Vergütung steht dem Auftragnehmer jedoch zij^enn der Auf-
traggeber solche Leitungen nachträglich anerkennt/SneWerqütyng steht
ihj^jaj^ijäL^nrf^ie Leistungen für die Erfüllung des; Vertrags notwen- ^//.
dig waren, dotymutmaßlichen Willen des Auftraggebers entsprachen und ^ (^^/

3, ihm unverzüglich angezeigt wurden. Soweit dem Äuftragnehmer eine Ver- ]/j ^
gütung zusteht, gelten die Berechnungsgrundlagen für geänderte oder zu-
sätdiche Leistungen der Absätze 5 oder 6 entsprechend.

3. Die Vorschriften des BGB über die Geschäftsführung ohne Auftrag
(§§ 677 ff. BGB) bleiben unberührt,

,^^(«ya..(9)

'ßeftt^nwf^,

1. Verlangt der Auftraggeber Jeichnungen, Berechnungen oder andere
Unterlagen, die der Auftragnehmer 7iacft~ciem Vertrag, Desonaers aen
Technischen Vertragsbedingungen oder der gewerblichen Vej^ehrssitte,
nicht zu beschaffen hat, so hat er sie zu vergüten. -^ (^. f3/t^» i <T"^

2. Lässt er vom Auftragnehmer nicht aufgestellte technische Berech-
nungen durch den Auftragnehmer nachprüfen, so hat er die Kosten zu
tragen.

/"'^.
(10)) Stundenlohnarbeiten werden nur vergütet, wßnrY-sje als solche vor ihrem

>^- ^s^ 6eginn ausdrücklich vereinbart worden sindjßJäL.IT
^- '^prA.s
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§3
Ausführungsunterlagen

(1) Die für die Ausführung,jiötigen_Uiiter!ag,en_slrLd_d^m,Auftragn^^
entgeltlich und rechtzeitig zu übergeben.

(2) Das Abstecken der Hauptachsen der baulichen Anlagen, ebenso der
Grenzen des Geländes, das dem Auftragnehmer zur Verfügung gestellt
wird, und das Schaffen der notwendigen Höhenfestpunkte in unmittelbarer
Nähe der baulichen Anlagen sind.Sache des Auftraggebers^

(3) Die vom Auftraggeber zur Verfügung gestellten Geländeaufnahmen und
Absteckungen und die übrigen für die Ausführung übergebenen Unter-
lagen sind für den Auftragnehmer maßgebend .^Jedoch hat er sie, soweit

^/a^M/fl^^'t es zur ordnungsgemäßen Vertragserfüllung gehört, auf etwaige Unstim-
migkeiten zu überprüfen und ^
tete Mängel hinzuweisen.
migkeiten zu überprüfen und den Auftraggeber auf entdeckte odörvermu-

(4) yorj3eqinn der Arbeiten ist, soweit notwendig, der Zustand der Straßen
./_ < und Geländeoberfläche, der Vorfluter und Vorflutleitunaen, fefner der bau-

' ?/^^y / lichen Anlagen im Baubereich in einer Niederschrift festzuhalten, die vom
Auftraggeber und Auftragnehmer anzuerkennen ist.

(5) ZeichnungenL_Berechnungen, Nachprüfungen vpn_ Berechnungen oder
andere Unterlagen, die der AuTtragnehmer nacn äem^Venrag7besöhaer^
den Technischen Vertragsbedlngungen, oder der gewerblichen Verkehrs-
sitte oder auf besonderes Verlangen des Auftraggebers (§ 2 Absatz 9) zu
beschaffen hat, sind dem Auftraggeber nach Aufforderung rechtzeiti^yqr-
zulegen.

(6) 1. Die in Absatz 5 genannten Unterlagen dürfen ohne Genehmigung ih-
res Urhebers nicht veröffentlicht, vervielfältigt, geändert oder für einen an-
deren als den vereinbarten Zweck benutzt werden.

d

2. An DV-Programmen hat der Auftraggeber das Recht zur Nutzung mit
den vereinbarten Leistungsmerkmalen in unveränderter Form auf den
festgelegten Geräten. Der Auftraggeber darf zum Zwecke der Datensiche-
rung zwei Kopien herstellen. Diese müssen alle Identifikationsmerkmale
enthalten. Der Verbleib der Kopien ist auf Veriangen nachzuweisen.

3. Der Auftragnehmer bleibt unbeschadet des Nutzungsrechts des Auf-
traggebers zur Nutzung der Unterlagen und der DV-Programme berechtigt.
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§4
Ausführung

' (1)/ 1. Der_Auftra99eber hat für die Aufrechterti£llty.Qgj3fi£-aUpemeinen Or^-,
nung auf der Öaustelle zu sorgen und das Zusammenwirken derverschle"

l{oott/i'n^''^s -denen Unternehmer zy_regeln^Er hat die erforderlichen öffentlich-
^4 ^a 4^ i"echtlK;hen Genehmigungen und Erlaubnisse —z. B^nach dem Baurecht,

dem Straßenverkehrsrecht, dem Wasserrecht, dem Gewerberecht —- her-
beizuführen,

2. Der Auftraflfleber hat cfas Recht, die vertragsgemäße Ausführung der
.^Leistung zu überwachen.7Nerzu hat er Zutritt zu den Arbeitsplätzen,

/^^o^^f^Werkstätten und Lagerräumen, wo die verträgliche Leistung oder Teile
von ihr hergestellt oder die hierfür bestimmten Stoffe und Bauteile gelagert
werden. Auf Verlangen sind ihm die Werkzeichnungen oder andere Aus-
führungsunterlagen sowie die Ergebnisse von Güteprüfungen zur Einsicht

,-*S vorzulegen und die erforderlichen Auskünfte zu erteilen, wenn hierdurch
keine Geschäftsgeheimnisse preisgegeben werden. Als Geschäftsge-
heimnis bezeichnete Auskünfte und Unterlagen hat er vertraulich zu be-
handeln.

3. Der Auftraggeber ist befygt^unter Wahrung der dem Auftragnehmer
/^Qf^ffl - zustehenden Leitung (Absatz2y7\nordnungen zu ti^ffen- die zur ve^gs- ^ -^
/ / T7z- gemäßen Ausführung der Leistung notwendig sindjpie AnordnungeiTsind ^fs^,^;r
^eßy^f <^ grundsätzlich nur dem Auftragnehmer oder seinem für die Leitung <iQr^JC^^'l

Ausführung bestellten Vertreter zu erteilen, außer wenn Gefahr im Verzug s
Ist. Dem Auftraggeber ist mitzuteilen, wer Jeweils als Vertreter des Auf-
tragnehmers für die Leitung der Ausführung bestellt ist.

4. Hält der Auftragnehmer die Anordnungen des Auftraggebers fünjnbe-
jechtiot oder unzweckmäßig, so hat er seine Bedenken geltend zu ma-
chen, die Anordnungen jedoch auf Verlangen auszuführen, wenn nicht
gesetzliche oder behördliche Bestimmungen entgegenstehen. Wenn

y^ wv^py^ dadurch eine uri'gerechtfertigte Erschwerung verursacht wird, hat der Auf-
/-*^ ' 9 '! traggeber die Mehrkosten zu tragen.

(2) 1. Der Auftragnehmer hat die Leistung untereigener Verantwortung
jrach dem^TerlrägauszufüFiren. Dabei hat er die anerlonnten'RegeTrTQer'

'/,. _ ,5 Tec^niK und die gesetzlichen und behördlichen Bestimmungen zu fcoach-
^ l tenlEs ist seine Sache, die Ausführuna seiner vertranlichen Lßi«ten.^Es ist seine Sache, die Ausführung seiner verträglichen Leistung zu

leltön und für Ordnung auf seiner Arbeitsstelle zu sorgen.

2. Erjst für die Erfüllung der gesetzlichen, behördlichen und berufs-
genossenschaftlichen Verpflichtungen gegenüber seinen Arbeitnehmern
aflelrrverantwortlich. Es ist ausschließlich seine Aufgabe, die Vereinba-
rungen und MaKnäRmen zu treffen, die sein Verhältnis zu den Arbeitneh-
mem regeln.
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A
Hew fti'^

der Auftragnehmer Bedenker^gegen ä?e vorgesehene Art dei^Ausfüh-
jung (auch wegen der Sicherung gegen Unfaligefahren), geger
Fder vom Auftraggeber gelieferten Stoffe oder Bayt^le odef^e;
; Leistungen anderer Unternehmer, .sp hat er sie defrC^ftraggebj
[züglich — möglichst schon vor Beginn der Arbeiten -^bhriftlK^

le Güte

x

(4)

^
4,

jwh

IL/-^3 .. ^—^.^
T T^/^r^^^wiawTJ

^ ßcc^^ ^. - /^^/^-
^ /fuf^^ ^ /,^ ^wv/

l0t^/^ ^ ^
^^^ c 'twt^^
-^/^ ^ ^tfe.^

i-y^Ä?
i-V/p/^

lllen; derAuftraggeber bleibt jedoch für seine Angaben7AnordnuR§en oäerj
[Lieferungen verantwortlich.

J3er Auftraggeber hat„wenn nichts anderes vereinbart ist, dem Auftrag-
nehmer unentgeltlich zur Benutzung oder Mitbehutzuna zu überlassen;

1. die notwendigen Lager- und Arbeitsplätze auf der Baustelle,

2. vorhandene Zufahrtswege und Anschlussgleise,

3. vorhandene Anschlüsse für Wasser und Energie. Die Kosten für den
Verbrauch und den Messer oder Zähler trägt der Auftragnehmer,
mehrere Auffragnehmer tragen sie anteilig.

(5) Der Auftragnehmer hat die von ihm ausgeführten Leistungen und die ihm
\Jk^ die Ausführung übergebenen Gegenständq. bis zur Abnahme vor Be-

^.< r ^:»' ^chädigung und Diebstahl zu schützen. Auf Verlangen des Auftraggebers
"hat ersie-vör Winterscfiääen unä-Grundwasser zu schützen, ferner
Schnee und Eis zu beseitigen. Obliegt ihm die Verpflichtung nach Satz 2
nicht schon nach dem Vertrag,,so regelt sich die Vergütung nach § 2 Ab-
satz 6. " —-———-. —

(6) Stoffe oder Bauteile, die dem Vertrag oder den Proben nicht entsprechen,
sind auf Anordnung des Auftraggebers innerhalb einer von ihm bestimm-

^M'^j^ ]|£!Frist von derBäüsteliezu entfernen. Geschieht es nicht, so könneri^ie
au? Kosten des AuftragriefTmers entfernt oder für seine Rechnung veräu-

y ßert werden.
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(7)

tW^S^

]/^m^
'jf^aifS}

h/e^/^^w^ -7 ^^.\
Leistungen, die,schon Jwährend cier'Ausführungifals mangelhaft oder ver-
fragswidrig erkannt werden, fat der Auftragnehmer auf eigene Kosten
durch mangelfreie zu ersetzen/ Hat der Auftragnehmer den Mangel oder die
Vertragswidrigkeit zu//ertreteh, so hat er auch den daraus entstehenden
Schaden zu ersetzen/Kommt der'Auftragnehmerder Pflichy^ Beseiügung
des Mangels nicht nach, so kann »hm der AufttSBaeber eirfS^ngemessene
Fpst zur Beseitigung des Mangels setzenfunc^fklären, dass er nach frucFit-
losem Ablauf der Frist den Vertrag (^iq^tfgh werde f^ 8 Absatz 3),

(8)

/^^Mtitil-'
/7^W^^^

1, JJer Auftragnehmer hat die LeMuQaJro ©ioenen Betrieb auszuführen.
Mit schriftlicher Zustimmung des Auftraggebers darf er sie an Nöchunter-
nehmer übertragen. Die Zustimmung ist nicht notwendig bei Leistungen,
auf die der Betrieb des Auffragnehmers nicht eingerichtet ist. Erbringt der
Auftragnehmer ohne gchriftlidhe Zustimmung des Auftraggebers Leistun-
gen nicht im eigenen Betrieb, ot^hl sein Betrieb darauf eingerichtet ist,
kann der Auftraggeber ihm einfe2änaeme^ne Frist zur Aufnahme der
Leistung _im eigenen Betrieb setzen (yn^fklären, dass er nach frucht-
losem Ablauf derFrist den Vertrag künälaen werdeTS^ Absatz 3).

2. Der Auftragnehmer hat bei der Weitervergabe von Baulelstungen an
Nachunternehmer die Vergabe- und Vertragsordnung für Bauleistungen
Teile B und C zugrunde zu legen.

3. Der Auftragnehmer hat dem Auftraggeber die Nachuntemehmer und,
deren Nachuntemehmer ohne Aufforderung spätestens bis zum Leis-j
tungsbeginn des Nachunternehmers mit Namen, gesetzlichen Vertretern l
und Kontaktdaten bekannt zu geben. Auf Verlangen des Auftraggebers!
hat- der Äuftragnehmer für seine Nachuntemehmer Erklärungen und \
Nachweise zur Eignung vorzulegen.

Werden bei Ausführung der Leistung auf einem Grundstück Gegenstände
von Altertums-, Kunst- oder wissenschaftlichem Wert entdeckt, so hat der
Auftragnehmer vor jedem weiteren Aufdecken oder Ändern dem Auftrag-
geber den Fund anzuzeigen und ihm die Gegenstände nach näherer Wei-
sung abzuliefern. Die Vergütung etwaiger Mehrkosten regelt sich nach § 2
Absatz 6. Die Rechte des Entdeckers (§ 984 BGB) hat der Auftraggeber.

(10) Der Zustand von.Teilen der Leistung ist auf Verlangen gemeinsam von
Auftraggeber und Auftragnehmer festzustellen, wenn diese Teile der Leis-
tung durch die weitere Ausführung der Prüfung und Feststellung entzogen
/werden. Üäs Ergebnis ist schriftlich niederzulegen.

W'

(9)

^.̂ A^
</

<s ^/^ ^ ,• ^^ &)^ ^ ^&t^ ',

'̂SO.ti

H ^^'p^f ^-^ ^90^ / -) /<fÄ k \
/y g



-<?-

§5
Ausführungsfristen —

(1) Die Au^phrung ist nach den verbin^gpFen Fristen^(Vertrag3frlsten)'Zü be-
ghneri^ngemessen zu fördern uniiSu vollenden^in einem Bauzeitenplan
enthaltene Efnzelfristen selten nur dann als Vertflaflsfristen, wenn dies im
Vertrag ausdrücklich vereinbart ist.

(2) Ist für. den Beginn der Ausführung keine Frist vereinbart,.so hat der Auf-
^- traggeber dem Auftragnehmer ayf Verlangen Auskunft über den voraus-
/ sichtlichen Beginn zu erteilen./ Der Auftragne^mer hat innerhalb von

"^ 12 Werktagen nach'Aufforderung zu beginnen./Der Beginn der AusfüR'-
rung ist dem Auftraggeber anzuzeigen.

(3) Wenn Arbeitskräfte, Geräte, Gerüste, Stoffe oder Bauteile so unzurel-
chend sind, dass die Ausführungsfristen offenbar nicht eingehaiten werden
können, muss der Auftragnehmer auf VerlajTgen_jjnyerzü9lich_AbhiIfe
schaffen.

^1.

(4) Verzögert dec^iCfftragnehmer deirßeginn dgfffusführung, gerät er mit der
Vollendung WGTZUQ, oder kommt er der tjj^Absat^prwähnten Verpflich-
tung nicht nach, so kann der Auftraggeber beS^rfrechterhaltun^

f ff Vertrages Schadei^^a^ nac<T~-§:B"-Äbsab'6—veilanaen ode^
^yftragnehmer einSMiemessene'FHstzur Vertraaserfüllunfl setzeTKünc

"eFRIärenTdass er nacFTfru^l^eirTAbla^der Frist den Verträa^kündlaen
Jwerdej^ 8 Absatey'TS^

^ ^ ^ if: ^ ^ ^^ ^0 ^^^
== '/W^^T -/ //6/^^c^^^

^^ ^'^fs /<?j%^ .'

ta^'r^ .^^ ^^ / /
VC-/<f^r)
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6e^
^»^*J

§6
Behinderung und Unterbrechung der Ausführung ^^ ,^J^,

laubt sich d^Auftra^nehmermde^ordnun ^ /^<j
, Leistung behindert, so ^äferes^em^üffrä^ebec^hverz'^

^anzuzeiQ^zjünterlässt er die Anzeige, so hat er hur dann Anspruch auf
/ke^

(2)

/ Berücksichtigung der hindernden Umstände, wenn dem Auftraggeber of-
fenkundig die Tatsache und deren hindernde Wirkung bekannt waren.

1. Ausführungsfristen werden verlängert, soweit die Behinderung verur-
sacht ist: -9 ^ V^l^ ^^^

durch einen Umstand ,aus dem Risikobereich des Auftraflaebers. c

durch Streik oder eine von der Bemfsvertretung der Arbeitgeber an-
geordnete Aussperrung im Betrieb des Auftragnehmers oder in einem
unmittelbar für ihn arbeitenden Betrieb,
durch höhere Gewalt oder andere für den Auftragnehmer unabwend-
bare Umstände.

f 1(2, WitterungseinflüssB^während der AusfuhTungszeit, mit denen bei Ab-^
/ Ifeabe des Angebots normalerweise gere'chhefwerden musste, getten_njcht|/;

^aIsBehinderung. "" lvl

(3) Der Auftragnehmer hat alles zu tun, was ihm billigerweise zugemutet wer-
den kann, um die Weiterführung der Arbeiten zu ermöglichen. Sobald die
hindernden Umstände wegfallen, hat er ohne weiteres und unverzüglich
die Arbeiten wieder aufzunehmen und den Auftraggeber davon zu be-
nachrichtigen.

(4) Die Fristverlängerung wird berechnet nach der Dauer der Behinderung mit
einem Zuschlag für die Wiederaufnähme der Arbeiten und die etwaige
Verschiebung in eine ungünstigere Jahreszeit.,

(5) Wird die Ausführung für yoraussichtlichJänäereDayer,ynterbrochen, ohne
'*• dass die Leistung dauernd unmöglich wird, so sin^ Leis-

tungen nach den Vertragspreisen abzurechnen und außerdem die Kosten
zu vergüten, die dem Auftragnehmer bereits entstanden und in den Ver-
tragspreisen des nicht ausgeführten Teils der Leistung enthalten sind. ^ /

=»- /^f^*^*. -^y'
(6) Sind die hindernden Umstände von einem Vertragsteil^u vertreten," so hat / '

der andere Teil Anspruch auf Ersatz des nachweislich entstandenen
Schadens, de^ entgangenen Gewinns aber nur bei Vorsatz oder grober

{^/^r(fW} Fahrlässigkeit.Ün Übrigen bleibt der Anspruch des Auftragnehmers auf
abgemessene'Entschädigung nach §~B42 BGff unberührt, soTern die ^- \ S&'
zäse.nach Absab: 1.9.atz 1 .erfoigtoder wenn ÖftenkundjgReJj' nach _Afc/
sat^l Satz 2 gegebenjst.

l^-.̂ <^f

(7) Dauert eine Unterbrechung länger als S^Monate^o kann jeder Teil nach
Ablauf dieser Zeit den Vertrag schriftlJchTkühdigen]' Die Abrechnung regelt
sich nach den Absätzen 5 und 6; wenn der Aufträgnehmer die Unterbre"
chung nicht zu vertreten hat, sind auch die Kosten der Baustetlenräumung
zu vergüten, soweit sie nicht in der Vergütung für die bereits ausgeführten
Leistungen enthalten sind.
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w^ : / ^ <?^
§7

Verteilung der Gefahr

(1) Wird die ganz oder teilweise ausgeführte Leistupö^pr der Abnahme durch
höhere Gewalt, Krieg, Aufruhr oder andere <6bjektiv)unabwendbare vom

Auftraanehmer nicht zu vertretende Umstände beschädigt oder zerstört,
so hat dieser für die ausgeführten Teile der Leistung die Ansprüche nach
§ 6 Absatz 5; für andere Schäden besteht keine gegenseitige Ersatzpflicht.

(2) Zu der ganz oder teilweise ausgeführten Leistung gehören alle mit der
baulichen Anlage unmittelbar verbundenen, in ihre Substanz eingegange-
nen Leistungen, unabhängig von deren Fertigstellungsgrad.

(3) .Zu derjganz oder teilweise ausgeführten Leistung gehören nicht die noch
Lnicht eingebaLrteni Stoffe und Bauteile sowie die Baustelleneinrichtung und
Absteckungen, Zu der ganz oder teilwei§^-eü€geführten Leistung gehören
ebenfalls nicht Hilfskonstruktionen und/Qerüstei auch wenn diese als Be-
s^n^ere Leistung oder selüstständ ig vel^etrsn smcl.

^.. ^ ^«4<^ ^/£ ^^A/^.'

—•) F3- /i/^^^rAf€!^ i
(7



Kündigung durch dertfAuftraflgeSe^ ^.

^eJteT^h^) 1 • Der Auftra_99ebe[ ^ai?n bis zur VOHendun9 der LeistungjgäerzelLden->
^" /7"(T ' Vertrag kündigerL fof^ i -? ^fls^ ^

k • 2.. Dem Auftragnehmer'steht die vereinbarte Vergütung zu^ Er muss sich
jedoch anrechnen lassen, was er infolge der Aufhebung des Vertrags an
Kosten erspart od^r c^urch an.d.erweitlqe Verwendung seiner Arbeitskraft

seines Betriebs enyirbt oder zu erwerben böswillig unteriässt (§ 649
BGB)7

(2) 1. Der Auftraggeber kann den Vertrag kündigen, wenn der Auftragneh-
s . m§r seine Zahlyngen einsteHt, yon ihm oder zulässigerweise vom Auftrag-

^f r\^O^Vt^ I' 9^er oder elnem andere" Gläubiger das Insolvenzverfahren (§§ 14 und-
^ 15 InsO) beziehungsweise ejn vergleichbares gesetzliches Verfahren üe-

antragt Jst,_ein solches Verfahren erörtnet wird oaer aessen fcronnünö
mangels Masse abgelehnt wird.

2. Die ausgeführten Leistungen sind nach § 6 Absatz 5 abzurechnen.
Der Auftraggeber kann Schadensersatz wegen Nichterfüllung des Restes

( verlangen.

(3) 1. JDer Ayftra^geber^kan^den^Vertrag kündigen, wenn in den Fallendes
^ § 4 ^satT7^d8 Kummer l'un^'^s^yÄ^
f'e^^tjt^^ achtlos aügejai^" ist (Entzien^ ^'«^

y^ Auftragt kann^n^ etnen in sich aögeschlossenerTfeil der vertragiichen ^ 9
/ Leistung beschränkt werden, i r^^f ^

'w«<(
2. .(^ach der Entziehung des_Auffra3s ist der Auftraggeber berechtigte
den noch nicht vollendeten Teil der Leistung zu Lasten^äes AunragneFi^
mers durch einen Dritten ausführen zu lassen, doch bleiben seine An-
Sprüche auf Ersatz des etwa entstehenden weiteren Schadens bestehen.

^ Er ist auch berechtigt, auf die weitere Ausführung zu verzichten und
Schadensersatz wegen Nichterfüllung zu verlangen, wenn die Ausführung

aus den Gründen, die zur Entziehung des Auftrags geführt haben, für ihn
kein Interesse mehr hat.

•»

; 3. Für die Weiterführung der Arbeiten kann der Auftraggeber Geräte,
Gerüste, auf der Baustelle vorhandene andere Einrichtungen und angelle-
ferte Stoffe_und_Bauteile gegen^ angemessente VerguiUhö th Ähä^Uch
nehmen.

4. Der Auftraggeber hat dem Auftragnehmer eine Aufstellung über die
entstandenen Mehrkosten und über seine anderen Ansprüche spätestens
binnen 12 Werktagen nach Abrechnung mit dem Dritten zuzusenden.
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(4) ' Der Auftraggeber kann den Vertrag kündigen,

„,,„ 1. wenn der Auftragnehmer aus-Anlass der Vergabe eine Abrede ge^
troffen hatte, die eine unzulässige Wettbewerbsbeschränkung darstellt.

^tf^ Absatz 3 Nummer 1 Satz 2 und Nummer 2 bis 4 gilt entsprechend.

2. sofern dieser im Anwendungsbereich des 4. Teils des GWB geschlos-
sen wurde,

y w^

•k
^. //.' / a) we"n der Auftragnehmer wegen eines zwingenden AusscMussgrun-

//^ ^"^^^ des zum Zeitpunkt des Zuschlags nicht hätte beauftragt werden
j^Mfi dürfen. Absatz 3 Nummer 1 Satz 2 und Nummer 2 bis 4 gilt entspre-

chend.

b) bei wesentlicher Änderung des Vertrages oder bei Feststellung einer
schweren Verletzung der Verträge über die Europäische Union und
die Arbeitsweise der Europäischen Union durch den Europäischen
Gerichtshof. Die ausgeführten Leistungen sind nach § 6 Absatz 5 ab-

"^ ; zurechnen. Etwaige Schadensersatzansprüche der Parteien bleiben
unberührt,

Die Kündigung ist innerhalb von 12 Werktagen nach Bekanntwerden des^
Kündigungsgrundes auszusprechen.

^£^

VI

^

(5) Sofern der Auftragnehmer die Leistung, ungeachtet des Anwendungsbe-
reichs des 4. Teils des GWB, ganz oder teilweise an Nachuntemehmer
vtöitervergeben hat, steht auch ihm das Kündigungsrecht gemäß Absatz 4
Nummer 2 Buchstabe b zu, wenn der ihn .als Auftragnehmer verpflichtende
Vertrag (tiaüptauftrag) gemäß Absatz 4 Nummer 2 Buchstabe b gekündigt j
wurde: Entsprechendes gilt für jeden Auftraggeber der Nachuntemehmer-j
kette, sofern sein jewelffQ'er Auftraggeber den Vertrag gemäß Satz 1|
gekündigt (laf.

"^ffvw < (6) Die Kündigung ist schriftlich zu erklären. ;

(7) Der Auftragnehmer kann Aufmaß und Abnahme der von ihm ausgeführten
Leistungen" alsbald nach der Kündigung verlangen; er hat unverzüglich eine
prüfbare Rechnung über die .ausgeführten Leistungen vorzulegen.

(8) Einä wegen Verzugs verwirkte, nach Zeit bemessene Vertragsstrafe kann
nur für d!e Zeit bis zum Tag der Kündigung des Vertrags gefordert werden.

M^

A/^

M
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§9
Kündigung durch den ^uft7agnehme^ '=

DerAuftragnehm_er_kajLnAen_yertjra^

1, wenn der Auftraggeber eine ihm obliegende Handlung unterlässt und
dadurch den Auftragnehmer außerstande setzt, die Leistung auszuführen
(Annahmeverzug nach §§ 293 ff. BGB),

2. wenn der Auftraggeber eine fällige Zahlung nicht leistet oder sonst in
Schuldnerverzug^erät. , ,,

<~"^'~:^ ^'^^'{i.
<fw^ (2) Die Kündigung ist schnftlich zu, erklähen^ Sie ist^t zulässig, wenn der

+ Auftragnehmer demTOttäifl^e/" ohne Erfolg ein^tigemessene Frist zur
„yertragserfüllung gesetzt/&n^Mlärt hat, da?s,er nach fructitiosqm Ablc
5er Frist den Vertrig künätgCn werde. ^^ ^)^ i] f>^^ ^''^ ^,. /

^)/ l(^^^ ^^w. /

/^
(3) Die bisherigen Leistungen sind nach den Vertragspreisen abzurrfchhen. (/

Außerdem hat der Auftragnehmer Anspruch auf angemessene Entschädi-
gung nach § 642 BGB; etwaige weitergehende Ansprüche des Auftrag-
nehmers bleiben unberührt.

= ^s^^C^^<^Y}rt^
/ / 5
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§10
Haftung der Vertragsparteien

(1) Die Vertragsparteien haften einander JFür eigenes Verschulden sowie für
das Verschulden ihrer gesetzlichen Vertreter und der Personen, deren sie
sich zur Erfüllünä-ihrerVerbindncRie1teh beäiehen (§§ 276, 278 BGB).

(2) 1. Entsteht einem Dritten im Zusammenhang mit der Leistung ein Scha-
den, für den auf Grund gesetzlicher Haftpflichtbestimmungen beide Ver-
tragsparteien haften, so gelten für den Ausgleich zwischen den_VertTags-
paüteien die allgemeinen gesetzlichen Bestimmungen, soweifimEinzeffall
nichts anderes vereinbartIst/Soweit äer"Scliäaen"3es üritten nur die "F'ol-
ge einer Maßnahme fst, die 'der Auftraggeber in dieser Form angeordnet

'»h - , hat, ^äat er den Schaden allein, wenn ihn der AuftragnßbmeTaüTaf^mit
d^r angeordneten Ausführung verbundene Gefahr nacri<§4Absatz 3J\!n-

^ w»^' ^ , gewiesen hat ^-- -—— — .... .,, ^_^y

2. Der Auftragnehmer trägt den Schaden allein, soweit er ihn durch Ver-
Sicherung seiner gesetzlichen Haftpflicht gedeckt hat oder durch eine sol-
ehe zu tarifmäßigen, nicht auf außergewöhnliche Verhältnisse abgestetl-
ten Prämien und Prämienzuschlägen bei einem im Inland zum
Geschäftsbetrieb zugelassenen Versicherer hätte decken können,

(3) Ist der Auftragnehmer einem Dritten nach den §§ 823 ff. BGB zu Scha-
densersatz verpflichtet wegen unbefugten Betretens oder Beschädigung
angrenzender Grundstücke, wegen Entnähme oder Auflagerung von Bo-
den oder anderen Gegenständen außerhalb der vom Auftraggeber dazu
angewiesenen Rächen oder wegen der Folgen eigenmächtiger Ver-
sperrung von Wegen oder Wasserläufen, so trägt er im Verhältnis zum
Auftraggeber den Schaden allein.

(4) Für die Verletzung gewerblicher Schutzrechte haftet im Verhältnis der Ver-
tragsparteien zueinander der Auftragnehmer allein, wenn er selbst das

^ geschützte Verfahren oder die Verwendung geschützter Gegenstände an-
geboten oder wenn der Auftraggeber die Verwendung vorgeschrieben und
auf das Schutzrecht hingewiesen hat.

(5) Ist eine Vertragspartei gegenüber der anderen nach den Absätzen 2, 3
oder 4 von der Ausgleichspflicht befreit, so gilt diese Befreiung auch zu-
gunsten ihrer gesetzlichen Vertreter und Erfüllungsgehilfen, wenn sie nicht
vorsätzlich oder grob fahrlässig gehandelt haben.

(6) Soweit eine Vertragspartei von dem Dritten für einen Schaden in An-
spmch genommen wird, den nach den Absätzen 2, 3 oder 4 die andere
Vertragspartei zu tragen hat, kann sie verlangen, dass ihre Vertragspartei
sie von der Verbindlichkeit gegenüber dem Dritten befreit. Sie darf den
Anspruch des Dritten nicht anerkennen oder befriedigen, ohne der ande-
ren Vertragspartei vorher Gelegenheit zur Äußerung gegeben zu haben.
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Vertrlgsstrafe /^^ ^^ Ä?/^^ /

(1) Wenn Vertragsstrafen vereinbart sind, gelten die §§ 339 bis 345 BGB.

(2) Ist die Vertragsstrafe für den Fall vereinbart, dass der Auftragnehmer nicht
in der^flfges^henen Frist erfüllt, so wird sie fällig, wenn_der Auftragneh-
mer it< Verzug ^erät, ^ ^(^^ ^f^W^rrr

^
(3) Ist die Vertragsstrafe nach Tagen bemessen, so zählen nur Werktape; ist

sie nach Wochen bemessen, so wird jeder Werktag angefangener Wo-
chen als 1/6 Woche gerechnet.

^

(4) Hat der Auftraggeber die Leistung abgenommen, so kann er die Strafe nur
^ verlangen, wenn er dies bei der Abnahme vorbehalten hat,

y^sW^; ^ ^'^ '?^/'^ Otff^ /r<r<!^6^.

^; ^" ^hct^^ ^ /^A^ ^^^ /
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§ 12 a Attr^^ ^ ^^J/^^
Abnahme ^i'^^fff^

(1) Verlanst der Auftragnehme/na«ff^-%rtfetellunsL— gegebenenfalls
^ . auch vor Ablauf der vereinbarten Ausführungsfrist — die Abnahme der

Leistung, so hat jie der_Auftraggeber binnen 12 Werktagen d urchzjjfüh-
\: eine andere Frist kann vereinbart werden.

:-^~~s^-r' ^7~T~===i^

(2) Auf Verlangen sind h sich abpeschlpssene Teile der „l^eistung^besonders.
abzunehmen.

,,^,^Q) /'.Wepfin wßsfintlichf»r,^änjp[fi^kann riifi AhnahmR hi.s 7w Reseiügung-ver-
r. yww-^v^ ^jggrt werden.

(4) 1. „Ejnöförmjiche.Abnahme hat stattzufinden, wenn eine Vertragspartei
es verlangt. Jede Partei kanrTäüf ihre Kosten einen Sachverständigen zu-

7/w?/«^ ziehen. Der Befund Ist in gemeinsamer Verhandlung schriftlich niederzu-
/^ (/ ^ legen. In die Niederschrift sind etwaige Vorbehalte wegen bekannter

Mängel und wegen Vertragssfrafen aufzunehmen, ebenso etwaige Ein-
Wendungen des Auftragnehmers. Jede Partei erhält eine Ausfertigung.

2. Die förmliche Abnahme kann in Abwesenheit des Auftragnehmere
stattfinden, wenn der Termin vereinbart war oder der Auftraggeber mit ge-
nügender Frist dazu eingeladen hatte. Das Ergebnis der Abnahme ist dem
Auftrag nehmer alsbald mitzuteilen.

^ß(5) 1. Wird keine Abnahme verlangt, so gilt die Leistung als abgenommen
^} mit Ablauf von 12 Werktagen nach schriftlicher Mitteilung über die Fertig-

f^^yi L-stellung der Leistung.

^f1^f/ 2. Wird keine Abnahme verlangt und hat der Auftraggeber die Leistung
e^t^ _^ oder einen Teil der Leistung in Benutzung genommen, so gilt die Äb-

nähme nach Ablauf von 6 Werktagen nach Beginn der Benutzung als er-

folgt, wenn nichts anderes vereinbart ist. Die Benutzung von Teilen einer
^ baulichen Anlage zur Weilerführung der Arbeiten gilt nicht als Abnahme.

jL^orfcehajte^w^en bekannter Mängel oder wegen^/ertragsstrafen hat
^Auftraag.@J3er.siätesten^i[den;^^ßu
tea.Zejtpunkten geltend zu machghT

^ ,M(t der Abnahme geht diej36fahr auf den Auftraggeber über, soweit er sie
nicht schon^nacTi^Tt^t:"



(Viängelansprüche ^ f^ ^

"/f6-

(1) Der Auftragnehmer hat dem Auftraggeber seine Leistung zum Zeitpunkt
der Abnahme frei von Sachmängeln zu verschaffen. Die Leistung Ist zur

\t*fe^jp<^^ Zeit der Aünahme frei von Sachmänqeln, ^ivenn sie die vereinbarte Be-
./. schaffenheit hat und den anerkannten Regeln der Technik entspricht^tst

'die Beschaffenheit nicht vereinbart, so ist die Leistung zur Zeit der'Ab"
nähme frei von Sachmängeln,
1. wenn sie sich für die nach dem Vertrag vorausgesetzte,

sonst

2. für die gewöhnliche Verwendung eignet und eine Beschaffenheit auf-
weist, die bei Werken der gleichen Art üblich ist und die der Auftrag-
geber nach der Art der Leistung erwarten kann.

^ (2) Bei Leistungen nach Probe gelten die Eigenschaften der Probe ,als ver-
einbarte Beschaffenheit, soweit nicht Abweichungen nach der Verkehrs-

'sitte äls^edeutungslös anzusehen sind. Dies gilt auch für Proben, die erst
nach Vertragsabschluss als solche anerkapnt sind.

u»-"

^1</Ä^

(3) Jst ein Mangel zurückzuführen auf dr
t^.-l... _.___="=5:;;£:

oder auf
t^j'^-n ii' i » " ^—•_* ~ —'-—'^ ^* -—~*;--—' •3=TA::z'^3 s-

'/Mtß^ ^ Anordnungen ~äes Auftraggebers, au^l ie ^^ diesem gelieferten oder vor-
jeschriebenen Stoffe oder Baute! le^der^fä Beschaffenheit ^Jer Vorleis-
jng eines anderen Unternehmers, Jiag^tjTifirAi^ifii-gfl^pngr^es s<

ar hat die ihm nach § 4 Absatz 3 obliegende MHtteflung gematHt.
,^/

(4)

•^•r& r,

1. Jsttür Mängelanspjüch^.keine Verjähry.ngsfnsLirn.VertragLvereinbar^
so beträgt sie für Baüwerk^4^ahre, für andereWerke,deren Erfolg inder <^(c,g
Herstellung, Wartung oder'KTeränderung einer Sachejbesteht, und für die
vom Feuer berührten Teile von Feuerungsanlager^jiahre./Abweichend
von Satz 1 beträgt die Verjährungsfrist für feuerbe^ffrte unÜ abgasdäm-
mende Teile von industriellen Feuemngsanlager(3)Uahr.

2. .Ist für Teile von maschinellen und elektrotechnlschen/elektronischen
Anlagen, bei 'denen die Wartung Einfluss auf Sicherheit und Funktions- ^
W3J^?härnichtsändere^verein'bart7beträg^^
V^ßährungsfnst für Mängelänsprüche ^welchentf von °1^urritt1en^«lFei (T.
Jahre, wenn "der "ÄuftraggeBeFsich dafüT^ntschieden hat, dem Auftrag"

nehrper die Wartung für die Dauer der Verjähmngsfrist nicht zu übertra-
9enf^sM}[a{Jchj wenriiuLw^e^s^^^ns^Q}nQ andep^ä?jiyns§i
frist vereinbart ist.

3.^ ^ 3. Die Frist beginnt mit der Abnahme der gesamten Leistung; nur für in
^/^a^ ^%^ich abgeschlossene Teile der Leistung beginnt sie mit der Teilabnahme

f f '(§12 Absatz 2).



Wf^ff^-? F^^^
r'/Ä5). 1- Der Auftragnehmer ist verpflichtet, ^e,v^J^^^.der^er]ä]TTUjTgsf^

f^e^^W^ heo/ortretenden Män.gel, die auf vertragswidrige Leistung zurüd<zuführen
sJDd*.sufsefaeKosjLen_.zu b^saltjqei^enn ^ der Auftr^pafiheufflLAhlauf
der Frist schriftlich wrianat.jDer Anspruch auf Beseitigung der gerügten
Mängel verjähre \ff2 fahren, gerechnet ypjnj&Ligang des schriftlichen Ver-
langensan, jecfoär'hicht vor Ablauf c^er Regetfristen nach Absatz 4 oder
der an ihrer Stelle vereinbarten Friste Nach Abnahme der Mängetbeseiti-
gungsleistung beginnt für diese Leistung eine Verjährungsfrist vbrfQah-
rea-neu, die jedoch nicht vor Ablauf der Regelfristen nach Absatz^odeF
der an ihrer Stelle veremBiirEenHFFisTenSfeT

_!/ .^„^L. 2. Kommt der Auftragnehmer der Aufforderung zur Mängetbeseitigung in
f^

r'rfvi-'r'-^ gj^gp vom Auftraggeber jieseteten^ari^^ nicht nach, so

l<a^derAuhraggebeT3Je1\/längeräüf Kosten desTTuFtragnehmers besef-
iigen lassen.

(6) l§i^=ä^!^yD^M^n9^^r_te.^.%^^^-eXHl?.y^^
siejjnmögiichoderwürdesiee^en'unvelffliihi^

77^ foldfiOLund wird sie deshalb vom Auftrag nehmer verweigert, so kann der
j ( Auftraggeber durch Erklärung gegenüber dem Auftragnehmer die Vergü-

tung mindern (§ 638 BGB).

(7\ 1. Der Auftragnehmer haftet bei schuldhaft verursachten Mängeln für
^<»&«w</f<Q Schäden aus-der Verletzung äesTe&ensTdesnKörpers oder der Gesünd-

heit.

2. Bei vorsätzlich oder grob fahrlässig verursachten Mängeln haftet er für
alle Schäden.

!

3. Im Übrigen ist dem Auftraggeber der Schaden an der baulichen An-
^^, Sf läge zu ersetzen, zu deren Herstellung, Instandhaltung oder Änderung die

Leistung dient, wenn ein wesentlicher Mangel vorliegt, der die Gebrauchs-
fähigkeit erheblich beeinträqhtigt und auf ein Verschulden des Auftrag-
nehmers zurückzuführen ist/Einen darüber hinausgehenden Schaden hat
der Auftragnehmer nur dann zu ersetzen,

INS • / . l 1'f a) wenn der Ma"9el auf elnem Verstoß gegen die anerkannten Regeln
</ iw der Technik beruht,

b) wenn der Mangel in dem Fehlen einer verträglich vereinbarten Be-
schaffenheit besteht oder

l c) soweit der Auftragnehmer den Schaden durch Versicherung seiner
j gesestzlichen Haftpflicht gedeckt hat oder durch eine solche zu tarrf-
j mäßigen, nicht auf außergewöhnliche Verhältnisse abgestellten Prä-
i mien und Prämienzuschlägen bei einem im Inland zum Geschäfts-
j betrieb zugelassenen Versicherer hätte decken können.
l

4. Abweichend von Absatz 4 gelten die gesetzlichen Verjährungsfristen,
soweit sich der Auftragnehmer nach Nummer 3 durch Versicherung ge-
schützt hat oder hätte schützen können oder soweit ein besonderer Versi-
cherungsschutz vereinbart ist.

5. Eine Einschränkung oder Erweiterung der Haftung kann in begründe-
ten Sonderfälfen vereinbart werden.



§14 PfWA^^^
Abrechnung

h
)ar abzurechnen^&'hat die

—--—<——"• / i*i(tL"-Lir~i~"'-"~— -^-"=-i--m.-^ • f • — »^ -.•j^Ä-i;/. » •^*/, y.i..^^u/, ^ )u<7, ^^*^t»^ ^ •^TF*'*-

Rechnungen übersichtlich aufzustellen und dabeUpe
Posten einzuhalten uncL^ie ip deß Vertragsbestandtfeiten enthaltenen Be-
Zeichnungen zu verwenden/Die^um Nachweis von Art und Umfang der
Leistung erforderlichen lyiei'igen^echnungen, 7?ichnungen und andere
Belege sind beizufügen.^nderui^fLynd^EQärf^ingen des Vertrags sind
in_der Rechnung besonäers kenntlich zu machei1»; sie sind auf Verlangen
getrennt abzurechnen,

(2) Die für die Abrechnung notwendigen Feststellungen sind dem fortgang
^ der Leitung entsprechencf möfllichst'Qemefnsam yorzunehmer^ Die Ab-

rechnungsbestimmungen in den Technischen Vegtragsbedingungen und
den anderen Vertragsunterlagen sind zu beachten ,f Für Leistungen, die bei
Weiterführung der Arbeiten nur schwer feststellbar sind, hat der Auftrag^
nehmer rechtzeitig gemeinsame Feststellungen zu beantragen.

(3) Die Sc^ssrechnungj^uss^^Lßjstyng^^^^^
ri^äafristvon hÖchster^3Monäten~se^^^ns^'^Ve^^nach^^
steltuQfl eingereicht werden, wenn nichts anderesveremüarf ist; S^SQ
Frist wird um }e 6 Werktage für je weitere 3 Monate Ausführungsfrist ver-
längert.

(4) jReicht der Auftragnehmer eine prüfbare Rechnung nicht ein^obwohl ihm
i'äer Airfträgge6er^äfür eine angemessene Frist g^ kann sie
[jder^Auftraggeber selbst auf Kosten des Auftragnehmers aufstellen.

-^-

^ ,. /<^< r ^^r <^ f1 l'^w ^ ^ ^
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§15
Stundenlohnarbeiten

(1) j_ Stundenlohnarbeiten werden nach den vertraptjchen VereinbgnJinflenn
aBgerechneT

2. Soweit für die Vergütung keine Vereinbarungen getroffen worden sind^
gilt die ortsübliche Ver^ütungjf Ist diese nicht zu ermitteln, so werden die
Aufwendungen des Auftragnehmers für Lohn- und Gehaltskosten der
Baustelle, Lohn- und Gehaltsnebenkosten der Baustelle, Stoffkosten der
Baustelle, Kosten der Einrichtungen, Geräte, Maschinen und maschinellen
Anlagen der Baustelle, Fracht-, Fuhr- und Ladekosten, Sozlalkassenbei-
träge und Sonderkosten,.dLe beiwirtschaftlicher Betriebsführung entste-
hen, mit angemessenen Zuschlägen für Gemeinkosten und Gewinn (ein-
scliließlich allgemeinem Untemehmerwagnis) zuzüglich Umsatzsteuer
vergütet.

(2) Verlangt der Auftraggeber, dass die Stundenlohnarbeiten durch einen Po-
lier oder eine andere Aufsichtsperson beaufsichtigt werden, oder ist die
Aufsicht nach den einschlägigen Unfallverhütungsvorschriften notwendig,

gilt Absatz 1 entsprechend.

i ^ / (3) ^em Auftraggeber ist die Ausführung^/onjStyndenlohnarbeiten vor Beginn
Y^e^' / anzuzeigen^ Über die geleisteten Ar6eifsstunäen^uncf den dabei erforder-

TIcfieh,"Besonders zu vergütenden Aufwand für den Verbrauch von Stoffen,
für Vorhattung von Einrichtungen, Geräten, Maschinen und maschinellen

/(J+i.+'J anlagen, für Frachten, Fuhr- und Ladeleistungen sowie etwaige Sonder-
y^T^isten sind, wenn nichts anderes vereinbart ist, je nach der Verkehrsj?itte

/erktäglich oder wöchenlIicfTTfsferT{Stunderi1öhnzettel) einzureic^enjDer ^
Auftraggeber hat die von ihm beschelnigten ytunaenionnzettel unyerzüg-
lich, spätestens jedoch innerhalb von 6 Werktagen nach Zugang, züruck-
zufl.eber^ Dabei kann er Einwendungen auf den Stundenlohnzetteln oder

\ gesondert schriftlich erheben./Nicht fristgemäß zurückgegebene Stunden-
\ lohnzettel gelten als anerkanrft.
^^K ~~. ^... ~-
i ^/Styndenlohnrechnungen sind alsbald nach Abschluss der Stundenlohn-

&a-r^Ljrwn»i-=üu^i^»T^wh^f^n^»<nr»^ff'^^ . ^"——"—??- — a.- - • --

arbeiten, längstens Jedoch in Abständen'vöri^H/Vöcfien, efnzureichenTFür
die Zahlung gilt §16.

(5) Wenn Stundenlohnarbeiten zwar vereinbart waren, über den Umfang der
Styndenlohnleistungen aber mangels rechtzeitiger Vorlage der Stunder?

hpzgttel ZweTfeT^steheri.^ö^anncfeTA^raääiöü^rVgrtäfriy^^
die nachweisbar äusgefüFirten Leistungen eine Vergütüng"Vgreinbart wird,
die nach Maßgabe von Absatz 1 Nummer 2 für einen wirtschaftlich ver-
tretbaren Aufwand an Arbeitszeit und Verbrauch von StoffenT füFVorhal-
tung von Einrichtungen, Geräten, Maschinen und maschlnellen Anlagen,
für Frachten, Fuhr- und Ladeleistungen sowie etwaige Sonderkosten er-
mittelt wird.
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§16
Zahlung

(1) 1. Abschlagszahlungen sind auf Antragji möglichst kur^^^
d eno^er zu den vereinbarten'ZiJtpTinktenzujewälir^^n'^^

is?*ß» ^r deTl/Vertes^ der Jöweils nachgewiesenen vertragsgemäßen Leistungen
einschließlich des ausgewiesenen, darauf entfallenden Umsatzsteuerbe-
trages./Die Leistungen sind durch eine prüfbare Aufstellung nachzuweisen,
die einb rasche und sichere Beurteilung der Leistungen ermöglichen muss/
Als Leistungen gelten hierbei auch die für die geforderte Leistung eigens
angefertigten und bereitgestellten Bauteile sowie die auf der Baustelle an-
gelieferten Stoffe und Bauteile, wenn dem Auftraggeber nach seiner Wahl
das Eigentum an ihnen übertragen ist oder entsprechende Sicherhert ge-
geben wird.

2. Gegenforderungen können einbehalten werden. Andere Einbehalte
^ sind nur in den im Vertrag und in den gesetzlichen Bestimmungen vorge-

sehenen Fällen zulässig.

3. ^nßprüche auf^bschlagszahlungen werden binnenT21JTagen nach
Zugang der Aufstellungjäljig,

4. Die Abschlagszahlungen sind ohne Einfluss auf die Haftung des Auf-
tragnehmers; sie gelten nicht als Abnahme von Teilen der Leistung.

(2) 1. Vorauszahlungen können auch nach Vertragsabschluss vereinbart
WW ^ werden; hierfür ist auf Verlangen des Auftraggebers ausreichende Sicher-

heit zu leisten. Diese Vorauszahlungen sind, sofern nichts anderes ver-
einbart wird, mit 3 v. H. über dem Basiszinssatz des § 247 BGB zu verzin-
sen.

2. Vorauszahlungen sind auf die nächstfältigen Zahlungen anzurechnen,
soweit damit Leistungen abzugelten sind, für welche die Vorauszahlungen
gewährt worden sind.

- ^ J3) l- Der»^PnJC!L-alJLSChlusszahlung wird^al§bald nach Prüfung und
\*5^~ ^^eW^^^9^Q^Q^ wy^^^Q^^^:^s!>:m^ l/Q^

13nnar4-SlSchlussi^nnung.([DieTrisrverlängerTsicrTaS^1;listen^
sie aufgrund der besonderen Natur oder Merkmale der Vereyibarung
sachlich gerechtfertigt ist und ausdrücklich vereinbart wurde. fWerden
Einwendungen gegen die Prüfbarkelt unter Angabe der Gründe 'rWEis
zum^Abiayf^rjev^^^TrlsretrlTöb^rR^nr^^
mehr^ayf^die^lenäe^rüfbarketTberufenfC^^
nung istliach'MSJiicnKeilzu t3eschleunigen,UVerzögert sie sich, so ist das
unbestrittene Guthaben als Abschlagszahlung sofort zu zahlen.

2. Die vorbehaltlose Annahme der Schlusszahlung schließt Nachforde-
rungefl.aus, wenn der Auftragnehmer überü\9 Schrysszaji1uiTg~'Teffn^Fr |
untemchtetundaüfdieAusschlusswirkuhgThlngewiesenwürae.



3. Einer Schlusszahlung steht es gleich, wenn der Auftraggeber unter
Hinweis auf geleistete Zahlungen weitere Zahlungen endgültig und schrift-
lich ablehnt.

4. Auch früher gestellte, aber unerledigte Forderungen werden ausge-
schlössen, wenn sie nicht nochmals vorbehalten werden.

5. , Ein Vorbehalt ist innerhalb vo^f 28J^agen nach Zugang der Mi^eilung
nach^dßn^RummemTunTyüBerW'S^RTusi^B^irig zu endaren. ^T^fff
hinfällig, wenn nicht innerhalb von weiter^Fü?8^'agen — beginnend am
Tag nach Ablauf der in Satz 1 genannte/t^S/Täge — eine prüfbare Rech-
nung über die vorbehaltenen Forderur'igeh eingereicht oder, wenn das
nicht möglich ist, ^er Vorbehalt eingehend begründet wird.

6. Die Ausschlussfristen gelten nicht für ein Verlangen nach Richtigstel-
lung der Schlussrechnung und -Zahlung wegen Aufmaß-, Rechen- und
Übertragungsfehlern.

-^-

gestel It und bezahlt werden.

14^^
/

/^

S^itf^

^/^^

AC-^^

A^
oW</

In sich abgeschlossene Teile der Leistung können ^lachTeijabnahme oh-
ne Rüßksicht auf die Vollendung der übrigen Leistungen enagüitig Test-

Alle Zahlungen sind aufs Äußerste zu beschleunigen.

Nicht vereinbarte Skontoabzüge^sind unzulässig.

) Zahlt der Auftraggeber bei Fältigkeit nicht, so kann ihm der Auftrag-
^öhmer eine angemessene Nachfrist setzen. Zahlt er auch innerhalb der

Na^bfrist nicht, so hat der Auftragnehmer vom Ende_der^slacFiTr}sT^rfÄh-
spruch^uf Zinsen in Höhe derm|'28lTÄbsätz 2 ü@§ angegebenen Si^

{{Sätze, wenn er nicht einen^RSReren Ver^ÜctSSClT3aerni3Enw@ist]h3@TÄGT-?.
rgagßber kommt jedoch, ohne dass es emer Nachfristsetzun'g bedarf, |
spätestens-^^^^^^igan^ez^iesüD^^^^j^illAütst^i^^il
Absßi^^zahlungenJi,Zahlungsverzug7~wen n dST^ÖTfi'!ign§TTrfT@T§@?f?e|
\/ertcaalichen und aesetzlicTiCT^^fRcMlnäfftiu^Üfln3Ti^°sä^^ ;
EQtgeltj^gtraa nicht rechtzejtiEL^^jten^f^ss^ denn, der Äüttfäy^ßer
ist für den Zahlungsverzug nicht verantwortlich Die Frist verlängert sich
auf höchstens 60 Tage, wenn sie aufgrund der besonderen Natur oder
Merkmale der Vereinbamng sachlich gerechtfertigt ist und ausdrücklich
vereinbart wurde.

[De^Ayftraflnehmer^ darf die Arbeiten bei Zahlungsvercug bis zur Za^
^^^QerLso^m elne^. d6!11, Aufträägeber zu vor gesetzte ärigemesst

Frist^rfolglos verstrichen ist.

Der Auftraggeber ist berechtigt, zur Erfüllung seiner Verpflichtungen aus
den Absätzen 1 bis 5 Zahlungen an Gläubiger des Auftragnehmers zu
leisten, soweit sie an der Ausführung der verträglichen Leistung des Auf-
tragnehmers aufgrund eines mit diesem abgeschlossenen Dienst- oder
Werkvertrags beteiligt sind, wegen Zahlungsverzugs des Auftragnehmers

die Fortsetzung ihrer Leistung zu Recht verweigern und die Direktzahlung
die Fortsetzung der Leistung sicherstellen soll. Der Auftragnehmer ist ver-
pflichtet, sich auf Verlangen des Auftraggebers innerhalb einer von die-
sem gesetzten Frist darüber zu erklären, ob und inwieweit er die Forde-
mngen seiner Gläubiger anerkennt; wird diese Erklärung nicht rechtzeitig
abgegeben, so gelten die Voraussetzungen für die Direktzahlung als an-
erkannt.
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^7 A^^^t W^e^ '
Sicherheitsleistung

(1) 1. Wenn Sicherheitsleistung vereinbart ist, gelten die §§232 bis 240
Hioweifsicti aus den nachstehenden Bestimmungen nichts anderes

ergibt. ^

2. Die ^Iqherheit dient dazu . di&^rtragsgemaße Ausführungjder^Leis-
tung uncj^fe'MärigeIärispriicRe sicherzus[ellen.'

(2) Wenn im Vertrag nichts anderes vereinbart ist, kann Sicherheit durch Ein-
^i^ behalt oder Hinteriegung von Geld öder durch Bürgschaft eines Kredit-

Instituts oder Kreditversicherers geleistet werden, sofern das Kreditinstitut
S L °^ (?er Kreditversicherer

^' 1. in der Europäischen Gemeinschaft oder

2. in einem Staat der Vertragsparteien des Abkommens über den Euro-
päischen Wirtschaftsraum oder

3. in einem Staat der Vertragsparteien des WTO-Übereinkommens über
das öffentliche Beschaffungswesen

zugelassen ist.

//^^
(3) JCteLAuftragnehmer hat die Wahl unter den yerschledenen Arter^der Si-

i(e^ r^' cäßrheit; er kann eine SlcherheOurch eine andere ersetzen.

1^-ft-

(4) Bei Sicherheitsletstung durch^ürgscha^ ist Voraussetzung, dass der Auf-
traggeüer den Bürgen "als taü<|tföfr-'äfMmnrftmÄ-Bi@-^^
rung ist schriftlich unter Verzicht auf die Einrede der Vorausklage ab-
zugeben (§ 771 BGB); sie darf nicht auf bestimmte Zeit begrenzt und
muss nach Vorschrift des Auftraggebers ausgestellt sein. Der Auftragge-
ber kann als Sicherheit keine Bürgschaft fordern, die den Bürgen zur Zah-
lung auf erstes Anfordern verpflichtet.

(/

nehmer den Betrag t5§F=etfrenfBlLT vereinbarenden Geldinstitut auf ein
Sperrkonto einzuzahlen, über das beide nur gemeinsam verfügen können
(„Und-Konto"), Etwaige Zinsen stehen dem Auftragnehmer zu.

(5) Wird Sicherheit durchjtinterlegung^on Geld geleistet, so hat der Auftrag-
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ßÜel^ 1. Soll der Auftraggeber vereinbarujigsg^mäßjdje^Sicherheit in Teilbe-
trägen von~seinen^ählungen"embe"ha[t^^ die Zahlung

um höchstens 10 v. H. kürzen, bis die vereinbarte Sicherheitssumme er-
reicht ist./Sofern Rechnungen ohne Umsatzsteuer gemäß § 13 b UStG
gestellt Wbrden, bleibt die Umsa|zsteuer bei der Berechnung des Sicher-
heitseinbehalts unberücksichtigt.^Den jeweils einbehaltenen Betrag hat er
derp-Auftragnehmer mitzuteilen* und binnen 18 Werktagen näcfTäIeser
M i^^^^^£L®^onte~ üeraTrTüerefnDanerf'-G@r9insfflorgi^^^h-
len.GleichzeitTgmusi'erveri1nfässen;~äaiss dieses Geldinstitut den Äuf-
tragnehmer von der Einzahlung des Sicherheitsbetrags benachrichtigt.
Absatz_5flilt entsprechend.

2. Bei kleineren oder kurzfristigen Aufträgen ist es zulässig, dass der
Auftraggeber den einbehaltenen Sicherheitsbetrag erst bei der Schluss-
Zahlung auf ein Sperrkonto einzahlt,

3. _Zahtt der_Auftj?99ebei" den einbehaltenen Betrag nicht rechtzeitig ein,
sojagnjhm der. A^^gneRr^LRiettüan^a^emess^
ze'^Lässtd^Auftra^j^eT^^^dSe^\re^
trg^^.hrn?r^d|e sofortige. ^ einbBhaitenerL^etraäsj^rlar^
.gen und braucht dann keine Sicherheit mehr zu leisten.

=0

4. öffentliche Auftraggeber sind berechtigt, den als Sicherheit einbehal-
tenen Betrag auf eigenes Verwahrgeldkonto zu nehmen; der Betrag wird
nicht verzinst.

Der Auftragnehmer hat die Sicherheit binnen 18 Werktagen nach Ver-
tragsabschluss zu leisten, wenn nichts anderes vereinbart ist. Soweit er
diese Verpflichtung nicht erfüllt hat, ist der Auftraggeber berechtigt, vom
Guthabemdes Auftragnghmers einen Betrag in Höhe der vereinBarierTSi-
chejjieit einzubehalten^m'übrigen gelfeiTaie~~Ät3§äüe'burtd 6 äUteter
Nummer 1 Satz 1 entsprechend.

^^^^

1. Der Auftraggeber hat eine nicht verwertete Sicherheit für die Ver-
tragserfüllung zum vereinbarten Zeitpunkt, spätestens nach Abnahme^ und
Stellung der SJcherheit_für Mängelansprüche zurückzugeben, es sei denn,
lass Ansprüche desÄuftraggeBers, die nicni'voFTäeTgigsiemren Sicherheit

für Mängelansprüche umfasst sind, noch nicht erfüllt sind. Dann darf er für
diese Vertragserfüllungsansprüche einen entsprechenden Teil der Sicher-
heit zurückhatten.

2. Der Auftraggeber hat eiQO nicht verwertete Sicherheit für Mängel-
anspräche nach Ablauf vpn%'.<j^hren zyrückzugeben, sofern kein anderer
RÜCJSabe^tPunkLY^reJnb^w^r^rL!^30^ Jeüocn zu aiesem z.'eit-^
punkt seineginenüTgemiichten^nsprücne'noch nicht erfüllt sind, darf er
einen entsprechenden Teil der Sicherheit zurückhalten.

/
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§18
Streitigkeiten

(1) Liegen die Voraussetzungen für eine Gerichtsstandvereinbarung nach
jjf^J^ / § 38 der Zivjlprozessordnung vor, r[chtef sichAeLGMc.htsstandJür.Strei;

'Hffl'yvw^ ^jgkejtqn aus dem Vertrag nach dem Sitz deTfür'die Prozessvertretung
le?^yfi^i^rsZz^s%ndil®n'Stell®i wenn nicnts anaeres verein Dart ist.
Sie ist dem Auffrägriehmer aufVerlangen mitzuteilen.

(2) 1. Entstehen bej__Verträgenjiijt^jehö^^
^f)9t^'^^ so soll der Auftragnehrr^r zunäcRsTdie ^

telbar vorgesetzte Stelle anrufen. Diese soll dem Auftragnehmer Gele-
^?/'<^%/ g0ntleit.z .müncllichen Aussprache geben und ihn möglichst innerhalb

von 2 Monaten nach der Anrufung schriftlich bescheiden und dabei auf die
Rechtsfolgen des Satzes 3 hmweisen^Die E^^heidung^iltajs^anerk^nnt,

1<^ wenjLderAuftraanehm.eTffR^firanerhalEvo^S.y^onatennach^na^n^^^^
Bescheides schriftlicl3_Einsßruch/beim Auftraggeber erhebt und dieser ihn
auf die Ausschlussfristhingewiesen hat.

n/ 2. Mit dem Eingang des schriftlichen Antrages auf Durchführung eines
YÜ^7 - Verfahrens nach Nummer 1 wird die Verjährungi des indiesem Antrag gel-
]€h^t<^^ ter]ä 9emac.htenAnsP!^c.^^^emmt^ Aufträgge6er~ö<:fer Äuffräg-

^ nefrmer das; Verfahren 'niclTJweiter betreiben, teil^^ie dies dem jeweils
anderen Teil schriftlich mit.fDie Hemmung ende.fS J^Ionate nach Zugang
deg^chriftlichen Bescheides oder der MTtteilühg na^h Satz"2.- - - ^-^—

(3) Daneben kann ein Verfahren zur Streitbeilegung vereinbart werden. Die
Vereinbarung sollte mit Vertragsabschluss erfolgen.

(4) Bei J^einungsverschiedenheiten über die Eigenschaft von Stoffen und
Bauteilen, für die allgemein güI%'e"PrüfühgsverTälireri besfefien, "unoTüßer

^^die' ^ulässigkeit' oder 7uverlä^läk'^y-derber"där-Prütun9-^Twend^en
^i ^r/'w/^"''"'<^aschinen oder angewendeten PrüfungsverfahrenkannJedeVertragspar-

tel j3ach vorheriger Benachrichtigung der anderen Vertragspartei die mate-
ria[techniscTTe~ünTereuclTüng durch eine staailicheff ödeij"lät^ffl'ört JäTtör-
kannte l^laterlalprüfüngsstelie'vomeRmen lassen; /deren ' Feststellungen
sind verbindlich. Die Kosten trägt der unterliegende TeiT.— ' ' ~-'

i(€^- (5) -stre^alle berechtia^Jld^Auf^?Qnehm^ einzustellen.
-^_.„.-. „.-„._._.__. ...„_.._^„^..._^^.^^ ^^ ^

f^ffMUy> f ^1^___ .\»' Y ' "~

<2] '7t6*t ^.//W^LT'~
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Sachgetiiet [iZö München, 27.09.2016
Az.: «25-40011-1-1 Neüenstelle: 3285

73.1

Vergabe- und Vertragsordnung für Baulelstungen (VOB), Ausgabe 2016

Bekanntmachung dar Obersten Baubehörde Im
Bayerischen Staatsmlnfeferium des (nnem, für Bau und Verkehr

vom 27. September 2016, Az. «Z5^0011-1-1

Regierunsen
Autoüedindirektlonen
Staatliche Bauämter

nachrichtlich
Bayerische Verwaltung der staatlichen Schlösser, Gärten und Seen

1. 1Der Deutsche Vergabe- und Vertragsausschuss für Baulelstungen (DVA)

hat dte Vergabe- und Vertraflsordnung für Bauielstungen (VOB) novellfert.

2Alle Tefle der VOB werden als Gesamtausgabe unter der Bezeichnung

VOB 2016 herausgegeben.

Z 1DfeVOB 2016 besteht aus:

- VOB Tel] A Aüschnttt 11n der (Fassung der eekao ntmachung vom 22. Ju-

pl 2016 (BAnz. AT 01.07.2016 84), Absehnftt 2 und Abschnitt 3 In der

Fassung der BeXannbnachung vom 7. Januar 2016 <8Anz. AT

^ 19.01^01683),

yOB Tal B In derFassung derBeKanntmachung vom 31. Juli 2009

(BAnz. Nr. 155a vom 15. Oktober 2009, BAnz. 2010 S. 940), die zuletzt 'Sun^sffiet)*'i

durdi^ekann(machunp^om,7^?nuar2Q16.(QAnz. AT 19.01.2016 83^ <?^ /^. ^, fey^

BAnz. AT 01.04.2016 B1) geändert worden Ist,

- VOB Teil C In der Fassung der Allgemeinen Technischen Vertragsbedin-

gungen (ATV), herausgegeben als DIN-Nonnen Ausgetoe September

2016.

ZDie Gesamtausgsbe derNsufassung derVOB Teile A. B und C, VOB 2016

wird Im Auftrag des DVA vom Deutschen Institut für Normung e. V. (D1N)

herausgegeben. 3Die TeBe A und B werden Im Internet unter
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www.vemabefnfo.bavem.de &n Bereich Gesetze, Verordnungen, Verwal-

lungsvorschriften eingestellt

3. 1DIe Anwendung der Vorschriften des Abschnitts 2 und des Abschnitts 3 der

VOB Teil A, Ausgabe 2016 wird durch dfe Verordnung Ober die Vergabe öf-

fenüicher Aufträge (Veigabeverordnung - VgV) vom 12. April 2016 (BGBI. l

S. 624) sowie die Vergabeverortnung lürdie Bereiche Verteidigung und Sf-

chertieft (Vergabeverondnung Verteidigung und Sicherheit -VSVgV) vom

12. JUll 2012 (BGBI. l s. 1509), dfe zuletzt ((urch Art. 8 der Verordnung vom

12. April 2016 (BGBI. l S. 624) geändert worden fst, für Bauaufiräge ab Er-

reichen der Schw eil enwerte gemäß § 106 GWB verbindlich vorgeschneüen.

ZDlQ Vetgabeverordnung und die Änderung der VenEiabßyerordnuno Vertei-

dlgung und Stchertieft fraten am 18. April 2016 In Kraft. 3ble Verpflichtung

zur Anwendung des Abschnitts 1 des- VOB Teil A und der VOB Teile B und

ergibt äcn für staatliche Vetgabesteilenausder Bundeäiaushaltsordnung

unc[der Bayerischen Haushaltsordnung.

4. 1Die Neufassung derVOB^Ausgabe 2016, Teile A (Abschnitt 1), B und G

-^. wird mit WIrRung vom 1. Oktober 2016 emgeföh^Dle Bekanntmachung der <^

Quersten Bauüehörde (m Bayertschen Staatsmmisterium des Innern, für Bau

und Verkehr Ober die Vergebe- und Vertnagsortnung für Baulelstungen

(VOB), Ausgabe 2016 vom 18. Apn-12016 (AIIMBI. s. 1810) trttt mit Ablauf

des 30. September 2016 außer Kraft.

Helmut Schütz
Minlsterialdlrektor



-^-

Bürgerliches Gesetzbuch (BGB)
§ 650a Bauvertrag

(1) Ein Bauvertrag ist ein Vertrag über die Herstellung, die Wiederherstellung, die
Beseitigung oder den Umbau eines Bauwerks, einer Außenanlage oder eines Teils
davon. Für den Bauvertrag gelten ergänzend die folgenden Vorschriften dieses
Kapitels.
(2) Ein Vertrag über die Instandhaltung eines Bauwerks ist ein Bauvertrag, wenn das
Werk für die Konstruktion, den Bestand oder den bestimmungsgemäßen Gebrauch
von wesentlicher Bedeutung ist.

Bürgerliches Gesetzbuch (BGB)
§ 650b Änderung des Vertrags; Anordnungsrecht des

^ Bestellers

(1) Begehrt der Besteller
1.

eine Änderung des vereinbarten Werkerfolgs (§ 631 Absatz 2) oder

2.

eine Änderung, die zur Erreichung des vereinbarten Werkerfolgs notwendig
ist,

streben die Vertragsparteien Einvernehmen über die Änderung und die infolge der
Änderung zu leistende Mehr- oder Mindervergütung an. Der Unternehmer ist
verpflichtet, ein Angebot über die Mehr- oder Mindervergütung zu erstellen, im Falle
einer Änderung nach Satz 1 Nummer 1 jedoch nur, wenn ihm die Ausführung der
Änderung zumutbar ist. Macht der Unternehmer betriebsinterne Vorgänge für die
Unzumutbarkeit einer Anordnung nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 geltend, trifft ihn
die Beweislast hierfür. Trägt der Besteller die Verantwortung für die Planung des
Bauwerks oder der Außenanlage, ist der Unternehmer nur dann zur Erstellung eines

^ Angebots über die Mehr- oder Mindervergütung verpflichtet, wenn der Besteller die
für die Änderung erforderliche Planung vorgenommen und dem Unternehmer zur
Verfügung gestellt hat. Begehrt der Besteller eine Änderung, für die dem
Unternehmer nach § 650c Absatz 1 Satz 2 kein Anspruch auf Vergütung für
vermehrten Aufwand zusteht, streben die Parteien nur Einvernehmen über die
Änderung an; Satz 2 findet in diesem Fall keine Anwendung,
(2) Erzielen die Parteien binnen 30 Tagen nach Zugang des Änderungsbegehrens
beim Unternehmer keine Einigung nach Absatz 1, kann der Besteller die Änderung in
Textform anordnen. Der Unternehmer ist verpflichtet, der Anordnung des Bestellers
nachzukommen, einer Anordnung nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 jedoch nur, wenn
ihm die Ausführung zumutbar ist. Absatz 1 Satz 3 gilt entsprechend.
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Bürgerliches Gesetzbuch (BGB)
§ 650c Vergütungsanpassung bei Anordnungen nach § 650b

Absatz 2

(1) Die Höhe des Vergütungsanspruchs für den infolge einer Anordnung des
Bestellers nach § 650b Absatz 2 vermehrten oder verminderten Aufwand ist nach
den tatsächlich erforderlichen Kosten mit angemessenen Zuschlägen für allgemeine
Geschäftskosten, Wagnis und Gewinn zu ermitteln. Umfasst die Leistungspflicht des
Unternehmers auch die Planung des Bauwerks oder der Außenanlage, steht diesem
im Fall des § 650b Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 kein Anspruch auf Vergütung für
vermehrten Aufwand zu.
(2) Der Unternehmer kann zur Berechnung der Vergütung für den Nachtrag auf die
Ansätze in einer vereinbarungsgemäß hinterlegten Urkalkulation zurückgreifen. Es
wird vermutet, dass die auf Basis der Urkalkulation fortgeschriebene Vergütung der
Vergütung nach Absatz 1 entspricht.
(3) Bei der Berechnung von vereinbarten oder gemäß § 632a geschuldeten
Abschlagszahlungen kann der Unternehmer 80 Prozent einer in einem Angebot nach
§ 650b Absatz 1 Satz 2 genannten Mehrvergütung ansetzen, wenn sich die Parteien
nicht über die Höhe geeinigt haben oder keine anderslautende gerichtliche
Entscheidung ergeht. Wählt der Unternehmer diesen Weg und ergeht keine
anderslautende gerichtliche Entscheidung, wird die nach den Absätzen 1 und 2
geschuldete Mehrvergütung erst nach der Abnahme des Werks fällig. Zahlungen
nach Säte 1, die die nach den Absätzen 1 und 2 geschuldete Mehrvergütung
übersteigen, sind dem Besteller zurückzugewähren und ab ihrem Eingang beim
Unternehmer zu verzinsen. § 288 Absatz 1 Satz 2, Absatz 2 und § 289 Satz 1 gelten
entsprechend.

Bürgerliches Gesetzbuch (BGB)
§ 650d Einstweilige Verfügung

Zum Erlass einer einstweiligen Verfügung in Streitigkeiten über das Anordnungsrecht
gemäß § 650b oder die Vergütungsanpassung gemäß § 650c ist es nach Beginn der
Bauausführung nicht erforderlich, dass der Verfügungsgrund glaubhaft gemacht wird.
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Bürgerliches Gesetzbuch (BGB)
§ 640 Abnahme

(1) Der Besteller ist verpflichtet, das vertragsmäßig hergestellte Werk abzunehmen,
sofern nicht nach der Beschaffenheit des Werkes die Abnahme ausgeschlossen ist.
Wegen unwesentlicher Mängel kann die Abnahme nicht verweigert werden.
(2) Als abgenommen gilt ein Werk auch, wenn der Unternehmer dem Besteller nach
Fertigstellung des Werks eine angemessene Frist zur Abnahme gesetzt hat und der
Besteller die Abnahme nicht innerhalb dieser Frist unter Angabe mindestens eines
Mangels verweigert hat. Ist der Besteller ein Verbraucher, so treten die Rechtsfolgen
des Satzes 1 nur dann ein, wenn der Unternehmer den Besteller zusammen mit der
Aufforderung zur Abnahme auf die Folgen einer nicht erklärten oder ohne Angabe
von Mängeln verweigerten Abnahme hingewiesen hat; der Hinweis muss in Textform
erfolgen.
(3) Nimmt der Besteller ein mangelhaftes Werk gemäß Absatz 1 Satz 1 ab, obschon
er den Mangel kennt, so stehen ihm die in § 634 Nr. 1 bis 3 bezeichneten Rechte nur
zu, wenn er sich seine Rechte wegen des Mangels bei der Abnahme vorbehält.

Bürgerliches Gesetzbuch (BGB)
§ 650g Zustandsfeststellung bei Verweigerung der Abnahme;

Schlussrechnung

(1) Verweigert der Besteller die Abnahme unter Angabe von Mängeln, hat er auf
Verlangen des Unternehmers an einer gemeinsamen Feststellung des Zustands des
Werks mitzuwirken. Die gemeinsame Zustandsfeststellung soll mit der Angabe des
Tages der Anfertigung versehen werden und ist von beiden Vertragsparteien zu
unterschreiben.
(2) Bleibt der Besteller einem vereinbarten oder einem von dem Unternehmer
innerhalb einer angemessenen Frist bestimmten Termin zurZustandsfeststellung
fern, so kann der Unternehmer die Zustandsfeststellung auch einseitig vornehmen.
Dies gilt nicht, wenn der Besteller infolge eines Umstands fernbleibt, den er nicht zu
vertreten hat und den er dem Unternehmer unverzüglich mitgeteilt hat. Der
Unternehmer hat die einseitige Zustandsfeststellung mit der Angabe des Tages der
Anfertigung zu versehen und sie zu unterschreiben sowie dem Besteller eine
Abschrift der einseitigen Zustandsfeststellung zur Verfügung zu stellen.
(3) Ist das Werk dem Besteller verschafft worden und ist in der Zustandsfeststellung
nach Absatz 1 oder 2 ein offenkundiger Mangel nicht angegeben, wird vermutet,
dass dieser nach derZustandsfeststellung entstanden und vom Bestellerzu vertreten
ist. Die Vermutung gilt nicht, wenn der Mangel nach seiner Art nicht vom Besteller
verursacht worden sein kann,

(4) Die Vergütung ist zu entrichten, wenn
1. der Besteller das Werk abgenommen hat oder die Abnahme nach § 641 Absatz 2
entbehrlich ist und
2. der Unternehmer dem Besteller eine prüffähige Schlussrechnung erteilt hat.
Die Schlussrechnung ist prüffähig, wenn sie eine übersichtliche Aufstellung der
erbrachten Leistungen enthält und für den Besteller nachvollziehbar ist. Sie gilt als
prüffähig, wenn der Besteller nicht innerhalb von 30 Tagen nach Zugang der
Schlussrechnung begründete Einwendungen gegen ihre Prüffähigkeit erhoben hat.


